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Untersuchung der Massengräber von Mazar-e-Sharif (Afghanistan) im 
Zuständigkeitsbereich des deutschen Einsatzkontingents der Internationalen 
Sicherheitsunterstützungstruppen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Nach Berichten von Augenzeugen und Aussagen ehemaliger Gefangener, 
haben Truppen des mit den USA verbündeten Rashid Dostum (Northern 
Alliance) im November 2001 in Dasht-l-Leili möglicherweise ein Massaker 
begangen. Die im Gebiet zwischen Kunduz und dem Gefängnis von Sheber- 
ghan gefangen genommenen Talibankämpfer sollen in Schiffscontainer ge- 
presst worden sein, in denen viele erstickten. Andere starben mutmaßlich im 
Kugelhagel der Truppen Dostums, die einzelne Container mit Maschinen- 
gewehrfeuer belegten. Die Schätzungen schwanken, es kann jedoch als gesichert 
gelten, dass zwischen 250 und 3 000 Gefangene getötet wurden und in einem 
Massengrab bei Dasht-l-Leili verscharrt wurden (Burns, New York Times, 
29. August 2002; Raban, New York Review of Books, 15. Oktober 2006; 
NDR-Reportagen vom 18. Dezember 2002 „Das Massaker in Afghanistan - 
Flaben die Amerikaner zugesehen?“ und vom 8. April 2003 „Konvoi in den 
Tod“). 

Mehrere Journalisten haben sich um eine Aufklärung der von Dostums Trup- 
pen mutmaßlich begangenen Verbrechen bemüht. Die in den USA ansässigen 
„Physicians for Human Rights“ und ein Team der UN haben die Existenz eines 
Massengrabes bestätigt, ohne jedoch gründliche forensische Untersuchungen 
vornehmen zu können (Rose, The Guardian, 21. März 2004; Physicians for 
Human Rights, Preliminary Assessment of Alleged Mass Gravesites in the 
Area of Mazar-e-Sharif, Januar/Februar 2002). Die unsichere Lage in diesem 
Gebiet hat eine weitere Aufklärung der damaligen Vorfälle durch forensische 
Mediziner und andere Experten nicht erlaubt (Bums, New York Times, 29. Au- 
gust 2002; Niggemeier, FAZ, 15. November 2004). 

Das Gebiet zwischen Kunduz und dem Ort des mutmaßlichen Massengrabes in 
Dasht-I-Leili gehört zum von Deutschland geführten Regionalkommando 
Nord von ISAF, wo in der Provinz Kunduz deutsche Streitkräfte als inter- 
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nationale Unterstützungstruppe in Afghanistan operieren. Zu den in der Bonner 
Vereinbarung, der Berliner Erklärung und verschiedenen UN -Resolutionen 
definierten Aufgaben gehört es, gemäß des Antrages der Bundesregierung vom 
13. September 2006 zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher 
Streitkräfte (Bundestagsdrucksache 16/2573) „Afghanistan bei der Aufrecht- 
erhaltung der Sicherheit so zu unterstützen, dass sowohl die afghanischen 
Staatsorgane als auch das Personal der Vereinten Nationen und anderes inter- 
nationales Zivilpersonal, insbesondere solches, das dem Wiederaufbau und 
humanitären Aufgaben nachgeht, in einem sicheren Umfeld arbeiten können“. 


1 . Welche Informationen liegen der Bundesregierung bis heute über die Miss- 
handlung und Ermordung von Gefangenen im November 2001 in der Nähe 
von Kunduz vor? 

Die Bundesregierung verfügt über keine eigenen Erkenntnisse über mögliche 
Misshandlungen oder Ermordung von Gefangenen im November 2001 in der 
Nähe von Kunduz. Nach Aussage der Vereinten Nationen kann es jedoch als 
gesichert angesehen werden, dass im Zuge der Kriegshandlungen vom Novem- 
ber 2001, als Truppen der Nordallianz Stadt und Provinz Kunduz eroberten, 
ca. 6 000 Gefangene von Kunduz nach Masar-e-Sharif verbracht wurden. Von 
diesen Gefangenen sollen ca. 170 den Tod gefunden haben. 

In zwei in den Jahren 2002/2003 von den Vereinten Nationen wie auch von der 
Nichtregierungsorganisation „Physicians for Human Rights“ untersuchten Mas- 
sengräbern in der Region Masar-e-Sharif wurden die sterblichen Überreste von 
Männern gefunden, welche dem Anschein nach in zeitlichem Zusammenhang 
mit den Kampfhandlungen vom November 2001 verstarben. Aus den Gräbern 
wurden sieben Leichen zur Durchführung von Autopsien entnommen. Von 
Forensikem wurden als Todesursachen Tod durch Ersticken oder durch Krank- 
heit festgestellt. Spuren äußerer Gewalteinwirkung konnten bei keiner dieser 
Leichen gefunden werden. Zu den Todesumständen gibt es widersprüchliche 
Zeugenaussagen. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 


2. Was hat die Bundesregierung bisher getan, um zur Aufklärung der mutmaß- 
lichen Verbrechen in dem Gebiet beizutragen, in dem deutsche Sicherheits- 
kräfte heute als Internationale Sicherheitsunterstützungstruppe tätig sind? 

Die Bundesregierung hat sich von Anfang an gegenüber der afghanischen 
Regierung dafür eingesetzt, dass Verbrechen aus der Zeit des Bürgerkrieges auf- 
geklärt und juristisch bewertet werden. In besonderem Maße hat sie auch die 
Aufklärung der im Zusammenhang mit den Massengräbern bei Masar-e-Sharif 
aufgekommenen Vorwürfe gegen die Truppen der Nordallianz eingefordert. 

Zur Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzungen aus den Bürgerkriegsjahren 
wurde von der Unabhängigen Afghanischen Menschenrechtskommission 
(Afghan Independent Human Rights Commission, AIHRC) gemeinsam mit der 
Unterstützungsmission der Vereinten Nationen für Afghanistan, UNAMA, und 
Vertretern der internationalen Gemeinschaft, darunter auch Deutschlands, der 
sogenannte „Action Plan on Peace, Reconciliation and Justice“ (APPRJ, auch: 
„Transitional Justice Action Plan“) erarbeitet, der vom afghanischen Kabinett 
verabschiedet und am 10. Dezember 2006 von Präsident Karzai öffentlich vor- 
gestellt wurde. 

Der APPRJ sieht verschiedene Maßnahmen zur öffentlichen Anerkennung, 
Dokumentierung, Aufklärung und strafrechtlichen Aufarbeitung der in den Bür- 
gerkriegsjahren erfolgten Verbrechen vor. Die afghanische Regierung hat sich 
auf der internationalen Afghanistan-Konferenz in London am 31. Januar/1. Fe- 
bruar 2006 im „Afghanistan Compact“ ferner dazu verpflichtet, den APPRJ bis 
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Ende 2008 umzusetzen. Die Bundesregierung hat die Formulierung des APPRJ 
politisch begleitet und wird seine Umsetzung im Rahmen ihrer Projektarbeit 
weiter unterstützen. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung selbst deutsche Fachkräfte nach Afgha- 
nistan zu entsenden, die eine forensische Untersuchung des Massengrabes 
von Dasht-I-Leili und anderer Massengräber im Gebiet Mazar-e-Sharif und 
eine Exhuminierung der Leichen vornehmen können, und wenn nein, 
warum nicht? 

Die Bundesregierung plant zurzeit keine Entsendung deutscher Fachkräfte im 
Zusammenhang mit den Massengräbern in der Region Masar-e-Sharif. Auch aus 
Sicht von UNAMA und der AIHRC besteht angesichts der bereits erfolgten 
Untersuchungen zum jetzigen Zeitpunkt keine Notwendigkeit, aus diesen Gräbern 
Exhumierungen und weitere Autopsien vorzunehmen. Mitarbeiter des APPRJ 
befragen in diesem Zusammenhang weiterhin regelmäßig Zeitzeugen zu den 
möglichen Todesumständen der in den Massengräbern gefundenen Leichen. 


4. Ist die Bundesregierung darüber hinaus bereit, Bemühungen deutscher und 
ausländischer Menschenrechtsorganisationen zu unterstützen, die erhobe- 
nen Vorwürfe eines Massakers vor Ort zu untersuchen? 

Die Aufklärung von Menschenrechtsverletzungen aus den Bürgerkriegsjahren 
ist aus Sicht der Bundesregierung Aufgabe der afghanischen Behörden, in erster 
Linie der AIHRC, welche diese Aufgabe auch wahmimmt. Angesichts des 
schwierigen ethnischen und politischen Gleichgewichts in Afghanistan sollte 
die Untersuchung möglicher Kriegsverbrechen in einem gesamtafghanischen 
Kontext erfolgen und sich nicht auf einige wenige Fälle beschränken. Nur so 
kann der erforderliche landesweite gesellschaftliche Konsens für den mit der 
Aufklärungsarbeit intendierten Versöhnungsprozess gesichert werden. 


5. Wird die Bundesregierung, im Falle einer solchen Untersuchung der dama- 
ligen Vorkommnisse durch deutsche und ausländische Menschenrechts- 
organisation, sicherstellen, dass forensische Teams, die im deutschen 
Zuständigkeitsgebiet im Norden Afghanistans das Massengrab bei Dasht-1- 
Leili explorieren, in einem sicheren Umfeld arbeiten können? 

Derartige Planungen sind zurzeit nicht bekannt. Im Übrigen wird auf die Ant- 
wort zu Frage 3 verwiesen. 
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